
Bundessozialgericht

- 4 RA 425/75 - I m N a m e n d e s V o l k e s

Verkündet am
54. März 4976

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

0.000.000......-I......ll. ....... O......IOOOODOOOOOOOOO

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter: ...............................

g e g e n

OOoooconooooooooooooooo. ..... ........oooovoooooocoocooo

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlungvnm 54. März 4976 9urch den

Präsidenten Profi.Dr. ‘W a n n a g a t , die

Richter Dr. S c h u b e r t und B u r g e r

und die ehrenamtlichen Richter B e t h g e
und B e n e d y 0 z u k für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom ?. Eébruar 4975

aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht Berlin

zurückverwiesen.
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Der am 26. Oktober 1904 in Trautenau (Sudetenland) geborene

und in der Tschechoslowakei (CSSR) aufgewachsene, zuletzt

in Sofia tätig gewesene Kläger war 1939 über Spanien nach

Brasilien ausgewandert. Jetzt lebt er in den Vereinigten

Staaten von Amerika und besitzt die dortige Staatsange—

hörigkeit. Im Januar 1971 beantragte er bei der Beklagten

die Gewährung einer Rente aus der gesetzlichen Rentenver—

sicherung.

Durch Bescheid vom 7. Oktober 1971 lehnte die Beklagte den

Antrag auf Altersruhegeld ab. Nach % 15 des Fremdrenten—

und Auslandsrenteqmsetzes (FRG) könne aus den zur
tschechoslowakishhen Versicherung entrichteten Beiträgen

eine Leistung nur bewilligt werden, wenn in der Person des

Klägers die besonderen Voraussetzungen des 5 1 FRG erfüllt

seien - hier des % 1 Buchst. a FRG —. Somit müsse nachge—

wiesen werden, daß eine Vertreibung im Sinne des % 1 des

Bundesvertriebenen— und Flüchtlingsgesetzes (BVFG) vorge—
legen habe. Dieser Nachweis sei trotz mehrfacher Anforde-

rung nicht beigebracht. Auch seien keine Unterlagen einge—

sandt„ aus denen hervorgehe, daß der Kläger zum Personen-

kreis des 5 1 des Bundesentschädigungsgesetzes (EEG) gehöre.
Damit hätte schließlich auch nicht geprüft werden können,

ob u.U., die Vorschriften des Gesetzes zur Regelung der

Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der

Sozialversicherung (WGSVG) idF des Gesetzes zur Änderung

und Ergänzung der Vorschriften über die Wiedergutmachung

nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversicherung

(WGSVÄndG) vom 22. Dezember 1970 (BGBl I 1846) Anwendung

zu finden hätten und die Anerkennung von Ersatzzeiten nach
5 28 Abs. 1 Nr. 4 des Angestelltenversicherungsgesetzes
(AVG) ermöglichen könnten.
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Hiergegen erhob der Kläger Klage vor dem Sozialgericht (SG)

Berlin. Sein Antrag auf Ausstellung eines Vertriebenenaus—

weises wurde inzwischen endgültig abgelehnt. In seinem

Bescheid vom 27. Juli 4974 hatte der Regierung8präsident

in Köln ausgeführt, der Kläger habe die CSSR bereits 4957

verlassen uns sei nach einjährigem Aufenthalt in Bulgarien

nach Spanien und 4959 nach Brasilien ausgewandert. 4957

hätten in der CSSR noch keine nationaleozialistisChen Ver—

folgungsmaßnahmen gedreht. Im Widerspruchsbescheid vom

46. Dezember 4974 hieß es zusätzlich, der Kläger hätte zu—

let2t seien W0hnsitz in Sofia gehabt. Diese Stadt habe

er bereits 4958 und somit vor dem Beginn der gegen die

deutsche Bevölkerung gerichteten Vertreibungsmaßnahmen

verlassen, so daß die Voraussetzungen des 5 4 Abs. 4 BVFG

nicht vorlägen. Aber auch der Tatbestand des 5 4 Abs. 2

Nr. 4 BVFG sei nicht erfüllt, da damals in Sofia noch keine

nationalsozialistischen Gewaltmaßnahmen gedreht hätten.

Durch Urteil vom 6. März 4975 wies das SG die Klage auf
Aufhebung des Bescheides vom 7. Oktober 4974 und Verur-

teilung der Beklagten zur Zahlung von Altersruhegeld ab.

Die hiergegen eingelegte Berufung blieb erfolglos. In

seinem Urteil vom 7. Februar 4975 führte das Landessozial-

gericht (LSG) Berlin aus, der Kläger habe die erforderliche
Wartezeit von 480 Kalendermonaten für das begehrte Alters—

ruhegeld nicht erfüllt. 5 45 Abs. 4 FRG sei nicht anwendbar,
weil der Kläger nicht zu dem in S 4 DRG genannten Per—

sonenkreis gehöre. Er sei nicht als Vertriebener im Sinne

der Vorschriften des BVFG anerkannt. Anerkennt sei hiernach

nur derjenige, der einen Bundesvertriebenenausweis besitze

(@ 45 BVFG). Einen solchen Ausweis habe der Kläger nicht,
er sei ihm durch die Bescheide des Regierung8präsidenten

in Köln vom 27. Juli und 46. Dezember 4974 verweigert

worden. Diese Entscheidungen seien für die Beklagte wie

auch für die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit verbind—

lich, so daß diese nicht mehr berechtigt seien, in eigener

Zuständigkeit zu prüfen, ob der Kläger den Vertriebenen—

status besitze oder nicht.
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Eine solche Prüfung sei der Beklagten wie den Gerichten

auch im Rahmen des 5 20 WGSVGverwehrt, wenn, wie im vor—
liegenden Falle, eine Entscheidung der Vertriebenenbehörde

vorliege, in der die Anerkennung der Vertriebeneneigen—

schaft aus anderen als den in 5 20 WGSVGgenannten Gründen

abgelehnt worden sei. Eine solche Ablehnung aus anderen

Gründen bleibe für die erwähnten Stellen ebenfalls bindend.

Dies ergebe sich aus dem Wortlaut des Gesetzes wie aus sei—

ner Zweckbestimmung.

Die in 5 20 WGSVGangeführte. Alternative für diejenigen,

die lediglich deswegen nicht als Vertriebene "anerkannt

werden können", weil sie sich nicht ausdrücklich zum

deutschen Volkstum bekannt haben, berechtige ebenfalls nicht

zu einer erneuten Prüfung, da diese Regelung nur dann An—

wendung finde, wenn eine Entscheidung der Vertriebenenbe—

hörde noch nicht vorliege.

Eine Anerkennung der vom Kläger in der CSSR zurückgelegten

Beitragszeiten komme nach alledem nicht in Betracht. Dies

habe zur Folge, daß die von ihm geltend gemachte; Ersatz—

zeit wegen verfolgungsbedingten Auslandsaufenthalts nicht

berücksichtigt werden könne (5 28 Abs. 2 AVG).

Mit der vom Senat nach den 55 460 Abs. 2 Nr. 4, 460 a Abs.
4 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zugelassenen Revision

beantragt der Kläger,

das angefochtene Urteil und das Urteil des

SG Berlin vom 6. März 4975 sowie den Bescheid

der Beklagten vom 7. Oktober 1974 aufzuheben und

diese zu verurteilen, ihm Altersruhegeld wegen
Vollendung des 65. Lebensjahres seit dem

4. Februar 4971 zu gewähren.

Gerügt wird unrichtige Anwendung des 5 20 WGSVG. Das LSG
hätte den Sachverhalt selbst und ohne Bindung an die Ent-

scheidungen der Vertriebenenbehörde uneingeschränkt sach—

lich und rechtlich nachprüfen müssen. Alsdann hätte es
der Klage stattgeben müssen.
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Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

da das angefochtene Urteil richtig sei. 5 20 WGSVGstelle

auf die Nichtanerkennung als Vertriebener aus den dort

näher bezeichneten Gründen ab. Der Versicherungsträger habe

daher nicht über die Vertriebeneneigenschaft zu befinden,

sondern sich insoweit an die Entscheidungen der Vertriebe—

nenbehörden zu halten.

II

Die Revision des Klägers ist insoweit begründet, als das

angefochtene Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit zu

neuer Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurück—

verwiesen werden muß.

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß der Anspruch

des Klägers auf Gewährung des Altersruhegeldes davon ab—

hängt, ob er zu dem in 5 20 WGSVG aufgeführten Personen-

kreis gehört, auf den die Vorschriften des EEG Anwendung

finden. Nur für diesen Fall kommt nämlich gemäß 5 45 FRG

eine Anrechnung der vom Kläger bei der Allgemeinen Pensions-
anstalt in Prag zurückgelegten Beitragszeiten und einer

etwaigen Ersatzzeit nach 5 28 Abs. 4 Nr. 4, Abs. 2 AVG

auf die erforderliche Wartezeit (@ 25 Abs. 7 AVG) in
Betracht.

Entgegen der Auffassung des LSG scheitert die Gleichstellung

des Klägers mit den anerkannten Vertriebenen im Sinne des

BVFG bei der Anwendung des EEG nicht bereits daran, daß ihm
die Anerkennung als Vertriebener durch die Bescheide

des Regierung3präsidenten in Köln vom 27. Juli und

46. Dezember 4971 versagt geblieben ist. 5 20 WGSVG
läßt die Gleichstellung mit den Vertriebenen im Sinne des

BVFG bei vertriebenen Verfolgten zu, die lediglich deshalb

nicht als Verfolgte anerkannt sind oder anerkannt werden

können, weil sie sich nicht ausdrücklich zum deutschen
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Volkstum bekannt haben, falls sie hinsichtlich der deutschen

Volkszugehörigkeit die Voraussetzungen des 5 4 Abs. 4 EEG

erfüllen. Wie aus der Alternative "anerkannt sind oder an-

erkannt werden können" erhellt, begünstigt das Gesetz sowohl

vertriebene Verfolgte, bei denen die - bescheidmäßige -
Ablehnung als Vertriebener vorliegt, als auch solche, bei

denen eine derartige Ablehnung nicht erfolgt ist. Für

letztere entscheiden die Versicherungsträger und im Streit-

fall die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit über die Ver—

triebeneneigenschaft im Sinne des 5 20 WGSVG ohne Vorab—

entscheidung der Vertriebenenbehörde in eigener Zuständig-

keit. Wollte man gleichwohl eine allgemeine Bindung an die

Gründe im Ablehnungsbescheid der Vertriebenenbehörde bei all

denjenigen Verfolgten bejahen, die sich — wie der Kläger —
bereits um die Anerkennung als Vertriebener im Sinne des
BVFG bemüht haben, so würde dies zu einer sachlich nicht

gerechtfertigten Schlechterstellung dieser von 5 20 WGSVG

ebenfalls erfaßten Personen führen. Unter Berücksichtigung

der im Rahmen dieser Vorschrift gebotenen Gleichbehandlung

der Verfolgten mit und ohne rechtsverbindlicher Ablehnung

der Vertriebeneneigenschaft kann 5 20 WGSVG nur so ver—

standen werden, daß eine Nichtanerkennung als Vertriebener

"lediglich" wegen des fehlenden ausdrücklichen Bekenntnisses

zum deutschen Volkstum auch dann anzunehmen ist, wenn dieser

Grund in dem verbindlichen Ablehnungsbescheid der Ver-

triebenenbehörde nicht aufgeführt ist, die Anerkennung als

Vertriebener aber — unabhängig von den im Bescheid ange-
führten Gründen — letztlich an diesem Grund gescheitert

ware.

Daraus folgt, daß das LSG beider Prüfung und Feststellung

der Vertriebeneneigenschaft im Sinne des 5 20 WGSVG an die

Ablehnungsgründe der Bescheide des Regierung3präsidenten

in Köln vom 27. Juli und 46. Dezember 4971 ebensowenig

gebunden sei kann wie bei der Prüfung und Feststellung der
Verfolgteneigenschaft im Sinne des 5 1 WGSVG an eine etwaige

vorangegangene Entscheidung der Wiedergutmachungsbehörde

(vgl. hierzu die Begründung zu € 2 des Regierungsentwurfs

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-'7-

— BT—Drucks. VI/745 S. 9 - und die vom Ausschuß für Arbeit

und Sozialordnung vorgenommene Änderung entsprechend dem

Ausschußbericht vom 42.44.4970 — BT—Drucks. VI/4449 S. 2 —).

Hierfür spricht auch die Tatsache, daß das sonstige Wieder—

gutmachungsrecht bei vertriebenen Verfolgten — anders als

5 4 Buchst. a FRG - es nicht auf die förmliche Anerkennung,

sondern auch auf die tatsächliche Vertriebeneneigenschaft

abstellt (vgl. 55 4 Abs. 4 Nr. 4 Buchst. e, 64 Abs. 4

Satz 5 und 64 Abs. 4 Satz 2 EEG). Auch handelt es sich bei

der Anwendbarkeit des EEG um sozialversicherungsrechtliche

Fragen, deren Entscheidung nichtmum Aufgabenbereich der

Vertriebenenbehörde gehört. Nur bei der aufgezeigten Aus-

legung des 5 20 WGSVGkann somit eine unterschiedliche
Behandlung von Verfolgten vermieden werden, je nachdem,

ob sie einen — Später abgelehnten — Antrag auf Zuerkennung
der Vertriebeneneigenschaft bei der Vertriebenenbehörde

gestellt oder ob sie sich unmittelbar an den Versicherungs-

träger gewandt haben.

Das Berufungsgericht durfte sich somit nicht darauf be-

schränken, allein die Bescheide des Regierungspräsidenten

in Köln, mit denen dem Kläger die Anerkennung als Ver—
triebener verweigert worden war, mit der in ihnen gegebenen

Begründung zur Grundlage seiner Entscheidung zu machen, ohne

im übrigen den Sachvortrag des Klägers nachzuptüfen. Hier-
nach hat der Kläger als rassisch Verfolgter im September 4959

Bulgarien wegen einer drohenden NS-Verfolgung verlassen.

Erweist sich dieses Vorbringen des Klägers als zutreffend,

so kann er sehr wohl unter den Tatbestand des 5 4 Abs. 2
Nr. 4 BVFG fallen, weil er dann ein Gebiet außerhalb der

Grenzen des DeutsChen Reiches nach dem Gebietsstand vom
54. Dezember 4957 verfolgungsbedingt verlassen hat. Hinzuw

kommt, daß auch 5 4 Abs. 4 i.V.m. Satz 2 und 5 BVFG bisher
nicht ausreichend berücksichtigt worden ist. Der Kläger

könnte auch im Jahre 4958 Trauümam als seinen bestimmß■den

Wohnsitz infolge des deutschen Einmarsches in das Sudeten—

land verloren haben. Auch die Anrechnung einer Ersatzzeit

_ 8 _
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nach 5 28 Abs. 1 Nr. 4 AVG i.d.F. des WGSVÄndGkäme sodann

in Betracht, wenn der Kläger aus Verfolgungsgründen nicht

mehr nach Trautenau zurückkehren konnte.

Nach alledem hätte das LSG den erhobenen Rentenanspruch

in vollem Umfang sachlich nachprüfen müssen. Das ange—

fochtene Urteil war deswegen gemäß 5 470 Abs. 2 Satz 2
SGG aufzuheben und der Rechtsstreit an das Berufungsge—

richt zurückzuverweisen, weil der Senat die noch erforder—

lichen tatsächlichen Feststellungen nicht selbst treffen

kann.

Die Entscheidung über die Kosten des Rechtsstreits bleibt

dem LSG vorbehalten.
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